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1. Einleitung
Mittlerweise ist die Richtlinie über Industrieemissionen1 (im Folgenden: IED2) seit bei-
nahe vier Jahren in Kraft und seit gut eineinhalb Jahren in deutsches Recht umgesetzt.3 
Sie wirft in der praktischen Handhabung für betroffene Anlagebetreiber, aber auch für 
die zuständigen Vollzugsbehörden eine Reihe von Fragen auf. Die IED schafft neue An-
forderungen für bestimmte Industrien und Gewerbetreibende und ändert die bewährte 
Arithmetik der Industrieanlagenrechts, sei es im Verhältnis zwischen Anlagenbetreibern 
und behördlicher Überwachung, sei es zwischen Vorhabenträgern und Dritten wie Nach-
barn, aber auch Umweltverbänden und interessierter Öffentlichkeit – was auch Wettbe-
werber einschließt. Kerngegenstand der IED ist jedoch die Stärkung der Geltungskraft 
europäischer Emissionsstandards bei der Festlegung von Emissionsgrenzwerten. Dies 
führt zu neuen, strengeren Vorgaben zur Anpassung von Genehmigungsauflagen an 
europäische Standards, ferner zur verschärften Überwachung von betroffenen Anlagen 
und zu einer neuen Rückführungspflicht bei der Stilllegung von Anlagen.

1	 Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.11.2010 über Industrieemissionen 
(integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung), kurz Industrieemissionenrichtlinie, 
ABl. EG L 334, S. 17-119).

2	 Industrial Emissions Directive (IED).
3	 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über Industrieemissionen vom 08.04.2013, BGBl. I S. 734; Verordnung 

zur Umsetzung der Richtlinie über Industrieemissionen, zur Änderung der Verordnung über Immissions-
schutz- und Störfallbeauftragte und zum Erlass einer Bekanntgabeverordnung vom 02.05.2013, BGBl. I S. 973; 
Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie über Industrieemissionen, zur Änderung der Verordnung zur 
Begrenzung der Emis-sionen flüchtiger organischer Verbindungen beim Umfüllen oder Lagern von Otto-
kraftstoffen, Kraftstoffgemischen oder Rohbenzin sowie zur Änderung der Verordnung zur Begrenzung der 
Kohlenwasserstoffemissionen bei der Betankung von Kraftfahrzeugen vom 02.05.2013, BGBl. I S. 1021.
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Die IED ist praktisch das europäische Grundgesetz der Anlagenwirtschaft, also sämt-
licher größerer Industrieanlagen in allen EU-Mitgliedstaaten. Die praktischen Folgen 
des neues Rechts werden daher auch im rechtswissenschaftlichen Schrifttum breit 
diskutiert,4 wie ehedem bereits schon der legislative Werdegang intensiv von der 
Fachöffentlichkeit begleitet wurde.5

Die IED löst eine Reihe bislang geltender Richtlinien ab, namentlich die Richtlinie über die 
integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (RL 2008/1/EG), 
die Richtlinie über Abfallverbrennung (RL 2000/75/EG), die Richtlinie über Großfeu-
erungsanlagen (RL 2001/80/EG), die Lösemittelrichtlinie (RL 1999/13/EG) und die 
drei Titandioxidrichtlinien (RL 78/176/EWG, 82/883/EWG, 92/112/EWG). Die IED 
trat am 6.01.2011 in Kraft und war gemäß Art. 80 IED bis spätestens zum 7.01.2013 
von den EU-Mitgliedstaaten in nationales Recht umzusetzen. 

In Deutschland ist die Umsetzung in Gesetze und Verordnungen bereist Mitte 
2012 abgeschlossen worden6 und pünktlich zu Anfang 2013 in Kraft getreten. Die 
nationale Umsetzung der IED ist damit zumindest zeitlich eine Punktlandung. Die 

4	 Aus dem jüngeren Schrifttum: Fluck, Der Ausgangszustandsbericht als Bestandteil des immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigungsbescheides – Ver(w)irrungen bei der Überhahme europarechtlicher Vorgaben, I+E 2014, 
17ff.; Halmschlag, Nach der Umsetzung der Industrieemissions-Richtlinie (IE-RL) – Aufgaben des Vollzugs, 
I+E 2014, 48ff.; Hennecken/Rosenbeck, Überwachungspläne/Umweltinspektionen – Anlagenüberwachung im 
Fokus, I+E 2014, 2ff.; Kment, Beste verfügbare Techniken in der unionsrechtlichen Analyse – Meilenstein oder 
Stolperstein auf dem Weg zu einem einheitlichen Immissionsanlagenrecht, VerwArch 2014, 262ff.; Krahnefeld/
Conzelmann, Abfallgrundpflichten und fünfstufige Abfallhierarchie – Bedeutung für Betreiber genehmigungs-
bedürftiger BImSchG-Anlagen, I+E 2014, 7ff.; Krappel, Ausgangszustandbsericht und Rückführungspflichten 
nach dem neuen Recht der Industrieemissionen, ZUR 2014, 202ff.; Müggenborg, Der Ausgangszustandsbericht 
über den Bodenzustand nach Umsetzung der Industrieemissions-Richtlinie, NVwZ 2014, 326ff.; Schulte, Die 
Rolle der BVT-Schlussfolgerungen unter dem Regime der Industrieemissionsrichtlinie, I+E 2014, 105ff.; Beten-
sted/Grandjot/Waskow, Die Umsetzung der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen (IE-Richtlinie) im 
Immissionsschutzrecht, ZUR 2013, 395ff.; Friedrich, Vollzug und Überwachung nach der Umsetzung der Richtli-
nie über Industrieemissionen, UPR 2013, 161ff.; Hofmann, Die Umsetzung der Industrie-Emissions-Richtlinie 
im deutschen Wasserrecht, ZfW 2013, 57ff.; Jarass, Das neue Recht der Industrieanlagen – Zur Umsetzung der 
Industrieemissions-Richtlinie, NVwZ 2013, 169ff.; Kopp-Assenmacher, Die Umsetzung der Richtlinie über 
Industrieemissionen – Neue Herausforderungen für Anlagenbetreiber, I+E 2013, 28ff.; ders., Rechtliche Folgen 
der neuen Rückführungspflicht nebst Ausgangszustandsbericht für Industriekläranlagen, W+B 2013, 150ff.

5	 Braunewell, Die neue Richtlinie über Industrieemissionen, UPR 2011, 250ff.; Diehl, Stärkung des europäischen 
Konzepts der besten verfügbaren Techniken durch die Richtlinie über Industrieemissionen?, ZUR 2011, 59ff.; 
Halmschlag, Zukünftige Überwachung von Industrieanlagen nach der Industrie-Emissionsrichtlinie (IED), I+E 
2011, 16ff.; Sanden, Die Stilllegung von Industrieanlagen in Umsetzung von Art. 22 der Richtlinie 2010/75/EU über 
Industrieemissionen, I+E 2011, 232ff.; Wasielewski, Auswirkungen der Richtlinie über Industrieemissionen auf 
den immissionsschutzrechtlichen Vollzug aus Ländersicht, UPR 2012, 424ff.; Keller, Von der IVU-Richtlinie zur 
Richtlinie über Industrieemissionen, I+E 2011, 223ff.; Peine, Die Ausgestaltung der immissionsschutzrechtli-chen 
Genehmigung nach der IE-Richtlinie, UPR 2012, 8ff.; Piroch, Umfragebericht zur Umsetzung der EU-Richtlinie 
über Industrieemissionen, I+E 2012, 121ff.; Röckinghausen, Die Industrie-Emissions-Richtlinie (IED) und ihre 
Umsetzung im Immissionsschutzrecht, UPR 2012, 161ff.; Theuer/Kenyeressy, Neue Anforderungen für genehmi-
gungsbedürftige Anlagen – Ausgewählte Problempunkte bei der Umsetzung der Richtlinie über Industrieemissio-
nen in das deutsche Recht, I+E 2012, 140ff.; Zimmermann, Auswirkungen der Industrieemissions-Richtlinie auf die 
immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung, I+E 2012, 110ff.; Weidemann/Frhr. von Süßkind-Schwendi, 
Rechtsfragen und Praxisprobleme der Umsetzung der Richtlinie 2010/75/EU über Industrie-emissionen, DVBl. 
2012, 1457ff.; Gleis, Stand der Novelle der 17. BImSchV im Rahmen der nationalen Umsetzung der Europäischen 
Industrieemissionsrichtlinie, I+E 2012, 65ff.

6	 Siehe hierzu Fn. 3; aktuell wird ein Novellierungsentwurf des BMUB zur 4. BImSchV diskutiert, der nachträglich 
noch weitere Anpassungen des deutschen Rechts an Vorgaben der IED umsetzen soll. Da hierdurch der Kreis 
betroffener IED-Anlage nicht unerheblich erweitert würde, ist der Entwurf freilich heftig umstritten.
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Frist zum 7.01.20137 wurde praktisch eingehalten.8 Das Umsetzungsgesetz führt 
zu Änderungen in zentralen Bereich des deutschen Umweltrechts, namentlich im 
Bundes-Immissionsschutzgesetz, Wasserhaushaltsgesetz, Kreislaufwirtschaftsgesetz, 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz, Gesetz zum Schutz vor nichtionisierender Strahlung 
bei Anwendung am Menschen, Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung, Um-
weltschadensgesetz sowie im Strafgesetzbuch. Parallel zum Umsetzungsgesetz hat die 
Bundesregierung in zwei Paketen u.a. folgende Rechtsverordnungen geändert: Verord-
nung zum BImSchG über Großfeuerungs- und Gasturbinenanlagen (13. BImSchV), 
über die Verbrennung und die Mitverbrennung von Abfällen (17. BImSchV),9 zur 
Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen halogenisierten organischen Verbindun-
gen (2. BImSchV), zur Begrenzung von Emissionen aus der Titandioxid-Industrie  
(25. BImSchV) und zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindun-
gen bei der Verwendung organischer Lösemittel in bestimmten Anlagen (31. BImSchV). 

Ein weiteres Verordnungspaket betrifft Änderungen der Verordnungen zum BImSchG 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV),10 über das Genehmigungsver-
fahren (9. BImSchV) und über Emissionserklärungen sowie die Deponieverordnung, 
die EMAS-Privilegierungs-Verordnung und den Neuerlass einer Industriekläranlagen-
Zulassungs- und Überwachungsverordnung. 

2. Gegenstand der IED und des Umsetzungsrechts
Der europäische Gesetzgeber hatte sich zu Beginn des Verfahrens zur Aufgabe gesetzt, 
insgesamt eine Verbesserung und Vereinheitlichung von Umweltstandards in Europa 
bei der Errichtung und dem Betrieb von Industrieanlagen zu erreichen. Als Instrumente 
hierfür sollten unter anderem schärfere Grenzwerte für Emissionen bestimmter Indus-
trien (z.B. Großfeuerungsanlagen), die Verstärkung des Einsatzes bester verfügbarer 
Techniken (BVT), die verbindliche Anwendung von BVT in Genehmigungsverfahren, 
Anreize und Konzepte für die Entwicklung und Anwendung von Zukunftstechnologien 
sowie neue Überwachungs-, Berichts- und Sanierungspflichten dienen. Zuvor hatte die 
Kommission nach Prüfung der Effektivität der IVU-Richtlinie in den Mitgliedstaaten 
und insbesondere der Feststellung von Umsetzungs- und Vollzugsdefiziten als Aus-
gangslage festgestellt, dass Industrietätigkeiten … ein wichtiger Teil unserer Wirtschaft 
[sind]. Sie tragen allerdings auch zur Umweltverschmutzung, zur Abfallentstehung und 
zum Energieverbrauch bei. Obwohl die Emissionen in den letzten Jahrzehnten verringert 
wurden, bleiben die Industrietätigkeiten eine der Hauptquellen für Luftschadstoffe.11 Tat-
sächlich wirken sich Industrietätigkeiten wesentlich auf die Umwelt aus, doch ist dies 

7	 Art. 80 IED.
8	 Dies ist insofern bemerkenswert, als gerade zuletzt beispielsweise die Umsetzung der – wesentlich kürzeren – 

Abfallrahmenrichtlinie (RL 2008/98/EG) erst mit einer Verzögerung von mehr als 18 Monaten erfolgte; Art. 
40 Abs. 1 AbfRRL: Umsetzung zum 12.12.2010; Inkrafttreten des neuen KrWG am 1.06.2012.

9	 Siehe hierzu speziell auch Gleis (Fn. 5), I+E 2012, 65ff. 
10	 Siehe hierzu auch Fn. 6.
11	 Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie über Industrieemissionen vom 21.12.2007, KOM(2007)844 endg.
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freilich kein neuer Befund. Schon vor Einführung der IED existierte eine Vielzahl von 
Regelwerken mit einer Vielzahl an Instrumenten, insbesondere auch des integrierten 
Umweltschutzes, zum Schutz von Gesundheit und Umwelt. 

Insofern ist die IED keine Neuerfindung des integrierten Umweltschutzes oder gar des 
umweltbezogenen Industrieanlagenrechts. Die Richtlinie führt grundsätzlich bereits 
vorhandene Regeln lediglich weiter. Vergleicht man beispielsweise die allgemeinen 
Prinzipen der Grundpflichten der Betreiber nach Art. 11 IED mit denjenigen nach Art. 3 
der vormaligen IVU-Richtlinie aus dem Jahr 1996, wird man ein sehr hohes Maß an 
Übereinstimmung feststellen: Dies beginnt mit den Vorsorgepflichten gegen Umwelt-
verschmutzungen und reicht über die Vermeidung von Umweltverschmutzungen und 
insbesondere die Vermeidung von Abfällen bis hin zum energieeffizienten Anlagenbe-
trieb, Maßnahmen zur Verminderung von Unfällen und Stilllegungsvorschriften. Es 
fällt aber auf, dass dem Anwendungsbereich der besten verfügbaren Techniken bereits 
auf der Ebene der allgemeinen Prinzipien nunmehr stärkeres Gewicht verliehen wird. 
Diese Effektuierung des Maßstabs der besten verfügbaren Techniken ist ausdrücklich 
gewollt und  zieht sich wie ein roter Faden durch die IED bzw. nunmehr auch das 
deutsche Umsetzungsrecht.12

2.1. Betroffene Anlagen
Ungefähr 52.00013 Industrieanlagen dürften EU-weit von den Vorschriften der IED 
betroffen sein, davon etwa 9.00014 Anlagen in Deutschland. Anhang I der IED legt die 
Kategorien von Tätigkeiten enumerativ fest. Nur die dort aufgeführten Tätigkeiten 
unterliegen den Maßgaben der IED. Es handelt sich dabei – verkürzt gesagt – um 
Anlagen der Energiewirtschaft, Raffinerien, Kokereien, Anlagen der Metallherstellung 
und -verarbeitung, der mineralverarbeitenden Industrie (z.B. Zement, Kalk, Glas, ke-
ramische Erzeugnisse), der chemischen Industrie, Abfallbehandlungsanlagen, Anlagen 
der Holz- und Papierindustrie, Schlachtanlagen, Anlagen der Nahrungsmittelindus-
trie sowie der Intensivtierhaltung. Zur Konkretisierung der Zuordnung bestimmter 
Tätigkeiten werden regelmäßig Kapazitäts- oder Leistungsangaben aufgeführt, die im 
Ergebnis kleinere Anlagen aus dem Geltungsbereich der IED ausnehmen.

Im deutschen Recht waren die Vorgaben der IED zum Anwendungsbereich vor allem 
im Anlagenkatalog der 4. BImSchV umzusetzen. Der Anhang der 4. BImSchV legte 
schon bislang fest, welche Anlagen einem immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren unterliegen. Die Spalten 1 und 2 unterschieden dann nach Verfahren 
mit und ohne Öffentlichkeitsbeteiligung. 

12	 So heißt es auch im Entwurf der Kommission aus dem Jahr 2007: Im Mittelpunkt eines solchen Konzepts  
– gemeint ist ein integriertes Konzept zum Schutz der Umwelt, das auch bei der Erteilung von Genehmigungen 
medienübergreifenden Auswirkungen Rechnung trägt – steht die Anwendung der besten verfügbaren Techniken 
(BVT); s. ebenda.

13	 Vgl. Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie über Industrieemissionen vom 21.12.2007, KOM(2007)844 
endg., S. 2.

14	 Vgl. BR-Drs. 319/12, S. 85.
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Das Spaltensystem des Anhangs der 4. BImSchV ist durch ein neues Zuordnungssystem 
abgelöst worden: Anstatt einer Einteilung der Anlagenarten nach Verfahren mit (Spalte 1) 
und ohne (Spalte 2) Öffentlichkeitsbeteiligung wird künftig mit den Buchstaben G 
und V in einer neu gestalteten Spalte zu jeder Anlagenart festgelegt, ob ein Genehmi-
gungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung (G ) durchzuführen ist, oder ob eine 
Genehmigung im vereinfachten Verfahren (V) genügt. Eine weitere Spalte kennzeichnet 
dann mit dem Buchstaben E, dass eine Anlagenart von Art. 10 IED erfasst ist, somit 
also eine Anlage aus dem Katalog des Anhangs 1 der IED darstellt (sog. IED-Anlagen). 
Praktisch bedeutet dies, dass es künftig drei Kategorien von immissionsschutzrechtli-
chen Anlagen gibt. Anlagen nach der IED sind nach dem deutschen Umsetzungsrecht 
somit nur solche Anlagen, die in der 4. BImSchV in der neu eingeführten Spalte mit 
einem E gekennzeichnet sind.

Diese neue Anlage 1 der 4. BImSchV ist jedoch nicht so zu verstehen, dass etwa 
frühere Spalte 1-Anlagen nunmehr als sogenannte G-Anlagen und frühere Spalte 2- 
Anlagen nunmehr als sogenannte V-Anlagen fortgeführt würden. In der Tat gibt es 
freilich eine weitreichende Übereinstimmung, jedoch keine identische Übernahme der 
jeweiligen Anlagenarten vom früheren in das neue System. So ergeben sich beispiels-
weise gravierende Veränderungen für Betreiber von Anlagen zur zeitweiligen Lagerung 
von gefährlichen Abfällen, die bislang erst aber einer Gesamtkapazität von 150 Tonnen 
oder mehr der vollen Genehmigungspflicht unterlagen, nun aber bereits bei einer Ge-
samtkapazität von 50 Tonnen oder mehr sowohl das volle Genehmigungsverfahren 
(G) durchlaufen müssen als auch eine IED-Anlage (E) sind. In der Praxis musste also 
jeder Anlagenbetreiber zuerst einmal prüfen, ob und inwiefern das neue Recht auf 
seinen Anlagenbetrieb durchschlägt und etwa zu neuen Pflichten führt, zumal auch 
der bestehende Anlagenbetrieb durch die neue Zuordnung als E-Anlage automatisch 
dem IED-Regime unterfällt, ohne dass dies gesondert etwa anzuordnen gewesen wäre.

2.2. Maßstab der besten verfügbaren Techniken
Einen wesentlicher Gegenstand der IED und des deutschen Umsetzungsrechts stellt 
die verstärkte Berücksichtigung des Maßstabes der besten verfügbaren Techniken im 
Zusammenhang mit der Errichtung und dem Betrieb von Industrieanlagen dar.15 Dabei 
knüpft die IED durchaus an bewährte Begrifflichkeiten aus der IVU-Richtlinie an.16 
So handelt es sich gemäß Art. 3 Nr. 10 IED bei den besten verfügbaren Techniken um 
den effizientesten und fortschrittlichsten Entwicklungsstand der Tätigkeiten und entspre-
chenden Betriebsmethoden, der bestimmte Techniken als praktisch geeignet erscheinen 
lässt, als Grundlage für die Emissionsgrenzwerte und sonstige Genehmigungsauflagen 
zu dienen, um Emissionen in und Auswirkungen auf die gesamte Umwelt zu vermeiden 
oder, wenn dies nicht möglich ist, zu vermindern.

15	 Vgl. BT-Drs. 17/10486, S. 46ff.
16	 Insgesamt zum Stand der Technik im geltenden Recht: Breuer, in: Aktuelle Probleme des Umwelt- und Tech-

nikrechts, Symposium aus Anlass des 70. Geburtstages von Prof. Dr. Peter Marburger, UTR Band 10, 2011,  
S. 9ff.
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Dabei sind Techniken sowohl die angewandte Technologie als auch die Art und Weise, 
wie die Anlage geplant, gebaut, gewartet, betrieben und stillgelegt wird. Verfügbare 
Techniken sind solche Techniken, die in einem Maßstab entwickelt sind, der unter 
Berücksichtigung des Kosten/Nutzen-Verhältnisses die Anwendung unter in dem 
betreffenden industriellen Sektor wirtschaftlich und technisch vertretbaren Verhältnis-
sen ermöglicht, gleich, ob diese Techniken innerhalb des betreffenden Mitgliedstaates 
verwendet oder hergestellt werden, sofern sie zu vertretbaren Bedingungen für den 
Betreiber zugänglich sind. Solche Techniken sind dann die besten, die am wirksamsten 
zur Erreichung eines allgemein hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt sind. 17

Der europäische Gesetzgeber zielt bei der Bestimmung der besten verfügbaren Tech-
niken darauf ab, im Wege des Informationsaustauschs mit Interessenvertretern Refe-
renzdokumente für die besten verfügbaren Techniken zu erstellen, diese regelmäßig 
(typischerweise alle acht Jahre) zu überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren. 
Hierbei handelt es sich um die sogenannten BVT-Merkblätter. Die zentralen Elemente 
der BVT-Merkblätter werden dann als sogenannte BVT-Schlussfolgerungen in einem 
speziellen formalen Verfahren festgelegt. Die BVT-Schlussfolgerungen sollen dann 
bei der Festlegung von Genehmigungsauflagen als Referenz dienen.18 Gegenstand 
der BVT-Schlussfolgerungen können auch Aussagen zu den notwendigen Überwa-
chungsmaßnahmen im Betrieb oder einschlägigen Standortsanierungsmaßnahmen 
sein. Insgesamt haben mit der IED die BVT-Merkblätter und BVT-Schlussfolgerungen 
also mehr Gewicht erhalten. Gleichzeitig ist aber auch das Verfahren zur Erstellung 
von BVT-Merkblättern und BVT-Schlussfolgerungen stärker formalisiert worden, so 
dass ihnen auch aufgrund verbesserter Transparenz- und Kontrollregeln zu Recht eine 
höhere Verbindlichkeit zukommt. 

Im deutschen Industrieanlagenrecht werden die von der IED ausgehenden neuen 
Begriffsbestimmungen zu den BVT-Merkblättern und Schlussfolgerungen maßgeb-
lich in den Begriffsbestimmungen der § 3 Abs. 6a bis 6e BImSchG umgesetzt. Dabei 
hat der Gesetzgeber nun auch den Begriff der mit den besten verfügbaren Techniken 
assoziierten Emissionswerte in § 3 Abs. 6d BImSchG definiert. Es handelt sich dabei 
um den Bereich der Emissionswerte, die unter normalen Betriebsbedingungen unter 
Verwendung einer besten verfügbaren Technik oder in Kombination von besten ver-
fügbaren Techniken entsprechend der Beschreibung in den BVT Schlussfolgerungen 
erzielt werden, ausgedrückt als Mittelwert für einen vorgegebenen Zeitraum unter 
spezifischen Referenzbedingungen. 

§§ 7 Abs. 1, 1a und 1b BImSchG setzen nun die verstärkte Geltung der Ergebnisse 
aus den BVT-Prozessen in nationales Recht um.19 Danach hat die Bundesregierung 
innerhalb von einem Jahr nach Veröffentlichung von BVT-Schlussfolgerungen zur 

17	 Vgl. Art. 3 Nr. 10 Buchst. a bis c IED; vgl. § 3 Abs. 6 BImSchG sowie die Anlage zum BImSchG.
18	 Siehe hierzu auch Suhr, I+E 2013, 44, 45, m.w.N. 
19	 Vergleichbare Regelungen finden sich in §§ 12 Abs. 1a, 17 Abs. 2a, 48 Abs. 1a BImSchG sowie in §§ 57, 60,  

107 WHG.
20	 BREF (= Best Available Reference Document) ist eine andere Bezeichnung für BVT-Merkblätter.
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